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Der Bundespräsident hat die üblichen Funktionen
eines Staatsoberhauptes. Dazu gehören:
◆ die Repräsentation der Bundesrepublik Deutsch-

land nach innen und außen: nach innen durch
sein öffentliches Auftreten bei staatlichen, ge-
sellschaftlichen und kulturellen Veranstaltun-
gen, durch Reden bei besonderen Anlässen,
durch Besuche in den Bundesländern und Ge-
meinden; nach außen durch Staatsbesuche
und den Empfang ausländischer Staatsgäste;

◆ die völkerrechtliche Vertretung der Bundesre-
publik Deutschland: durch Unterzeichnung der
Verträge mit anderen Staaten; durch förmliche
Bestellung (Beglaubigung) der deutschen dip-
lomatischen Vertreter und die Entgegennahme
der Beglaubigungsschreiben der ausländischen
Diplomaten.

Bei der Wahrnehmung weiterer Rechte kann der
Bundespräsident nicht selbstständig, sondern nur
im Zusammenwirken mit anderen Verfassungsor-
ganen handeln.
Seine Anordnungen und Verfügungen bedürfen
zu ihrer Gültigkeit der Gegenzeichnung durch den
Bundeskanzler oder durch den zuständigen Bun-
desminister (Art. 58 GG). Damit übernehmen die-
se die politisch-parlamentarische Verantwortung,
der Bundespräsident trägt keine unmittelbare Ver-
antwortung. Das gilt für die
◆ Unterzeichnung (Ausfertigung) von Gesetzen

(Art. 82 GG): Der Bundespräsident muss sie un-
terzeichnen. Umstritten ist, wie weit sein Recht
zu prüfen reicht, ob ein Gesetz verfassungswid-
rig ist; […]

◆ Ernennung von Bundesministern (Art. 64 GG):
Der Bundespräsident muss die vom Bundes-
kanzler vorgeschlagenen Bundesminister er-
nennen und entlassen; er kann lediglich Be-
denken gegen einen Ministerkandidaten gel-
tend machen, ablehnen könnte er ihn allen-
falls wegen Amtsmissbrauchs oder Straftaten.

◆ Ernennung von Bundesrichtern, Bundesbeam-
ten, Offizieren und Unteroffizieren (Art. 60
Abs. 1 GG): Auch hier wird der Bundespräsi-
dent den Vorschlägen der Regierung oder an-
derer Verfassungsorgane folgen, außer bei ext-
remen Fehlentscheidungen; […]

◆ Der Bundespräsident übt nach Art. 60 Abs. 2
GG für den Bund das Begnadigungsrecht aus.

Politisch eigenständig handeln kann der Bundes-
präsident in bestimmten parlamentarischen Kri-
sensituationen:
◆ Erhält bei der Kanzlerwahl ein Kandidat auch

im dritten Wahlgang nicht die absolute, son-
dern nur die einfache Mehrheit, kann der Bun-
despräsident ihn zum Kanzler einer Minderhei-
tenregierung ernennen oder den Bundestag
auflösen und Neuwahlen herbeiführen (Art. 63
Abs. 4 GG). Angesichts stabiler Mehrheiten ist
dieser Fall bisher nicht eingetreten.

◆ Findet der Bundeskanzler bei einer Vertrauens-
abstimmung keine Mehrheit, kann der Bundes-
präsident auf Antrag des Bundeskanzlers den
Bundestag auflösen (Art. 68 GG).
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